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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.09.1993 

Geschäftszahl 

90/14/0195 

Rechtssatz 

Jede Inanspruchnahme einer Leistung der Postverwaltung durch Führung eines Telefongespräches ist je nach 
dessen Charakter entweder der beruflichen oder der privaten Sphäre zuzuordnen. Die Telefonkosten für einen 
bestimmten Zeitraum stellen somit ein Gesamtentgelt für eine Vielzahl von Einzelleistungen dar, die dem 
Unternehmen entweder zur Gänze oder, weil privat veranlaßt, überhaupt nicht gedient haben. Der 
Grundtatbestand des § 1 Abs 1 Z 2 lit b UStG 1972 ist somit in Ansehung der privat verursachten Telefonkosten 
nicht erfüllt (Hinweis E 21.5.1981, 2532/80). 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

90/14/0196 


